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Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (FIM) 
FAQ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Deutsche Städtetag informiert über die vom Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les herausgegebene FAQ-Liste zum Arbeitsmarktprogramm „Flüchtlingsintegrationsmaß-
nahmen“ (FIM). 
 
Mit der Veröffentlichung der Fragen und Antworten soll den Akteuren in der Praxis Hilfe-
stellung geboten werden. 
 
Die FAQ-Liste ist diesem Rundschreiben als Anlage beigefügt. Ebenso liegt die Be-
kanntmachung der Richtlinie für das Arbeitsmarktprogramm „Flüchtlingsintegrationsmaß-
nahmen“ aus dem Bundesanzeiger vom 27. Juli 2016 bei. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. Benjamin Lachat                                                                     
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FAQ für das Arbeitsmarktprogramm „Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen“ (FIM) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat uns über die Veröffentlichung 
von Fragen und Antworten (FAQ-Liste) zum Arbeitsmarktprogramm „Flüchtlingsintegrati-
onsmaßnahmen“ (FIM) informiert. Hiermit soll die praktische Umsetzung der Maßnahmen 
erleichtert werden. Zuständig für die Umsetzung des Arbeitsmarktprogramms „Flüchtlingsin-
tegrationsmaßnahmen“ sind die kommunalen Stellen, die das Asylbewerberleistungsgesetz 
umsetzen. Mit diesem Arbeitsmarktprogramm sollen geflüchtete Menschen gefördert werden, 
die noch Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten, aber eine gute Bleibe-
perspektive haben. Die FAQ-Liste (Stand: 14.09.2016) ist als Anlage 1 beigefügt. Ergänzend 
ist die Richtlinie für das Arbeitsmarktprogramm „Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen“ in der 
Bekanntmachung des Bundesanzeigers vom 27.07.2016 als Anlage 2 beigefügt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 
Regina Offer 
 
Anlagen 
 



Stand: 14. September 2016 

1.  Grundsätzliches: Begriff, Ziele und

1.1 Was sind FIM?

FIM steht für Flüchtlingsintegrationsmaßnah

im Rahmen des der Bundesagentur für Arbei

lingsintegrationsmaßnahmen“, die bei Komm

geschaffen und durch Bundesmittel finanzier

1.2  Warum werden zusätzliche Arb

In den vergangenen Jahren ist eine große Za

Schutz vor Verfolgung und Gewalt zu suchen

menden Jahren ist damit zu rechnen, dass M

hend oder dauerhaft zu leben und Teil unser

Von der Einreise bis zur Entscheidung über d

zeit, die oftmals in einer Erstaufnahmeeinric

wird, soll durch eine sinnvolle und gemeinwo

Flüchtlinge sollen mittels niedrigschwelliger 

markt herangeführt werden. 

Dabei können die Teilnehmenden die Grund

kennenlernen und auch Sprachkenntnisse er

meinwohl. Darüber hinaus können die in den

über die Fähigkeiten und Kenntnisse der Teil

zur Integration bzw. Arbeitsförderung genut

1.3  Auf Grund welcher rechtlichen 

Die FIM sind als Arbeitsmarktprogramm des 

Arbeitsmarktprogramms wurde die Bundesa

auftragt. Dazu haben die Bundesagentur für 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales (B

Die inhaltliche Ausgestaltung des Programm

Richtlinie vom 20. Juli 2016 festgelegt, die da

grammdurchführung bildet. 
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 Funktionsweise der FIM 

men. Das sind Arbeitsgelegenheiten für Flüchtlinge 

t übertragenen Arbeitsmarktprogramms „Flücht-

unen, bei staatlichen oder gemeinnützigen Trägern 

t werden.  

eitsgelegenheiten geschaffen? 

hl von Menschen nach Deutschland gekommen, um 

 und einen Asylantrag zu stellen. Auch in den kom-

enschen zu uns kommen werden, um hier vorüberge-

er Gesellschaft zu werden. 

ie Anerkennung vergehen oft Monate. Diese Warte-

htung oder anderen Sammelunterkünften verbracht 

hlorientierte Beschäftigung überbrückt werden. 

Angebote in Arbeitsgelegenheiten an den Arbeits-

regeln des gesellschaftlichen Lebens in unserem Land 

werben. Gleichzeitig leisten sie einen Beitrag zum Ge-

 Arbeitsgelegenheiten gewonnenen Erkenntnisse 

nehmenden später für weiterführende Maßnahmen 

zt werden. 

Grundlagen werden die FIM durchgeführt? 

Bundes ausgestaltet. Mit der Durchführung dieses 

gentur für Arbeit auf Grundlage des § 368 SGB III be-

Arbeit und die Bundesregierung, vertreten durch das 

MAS), eine Verwaltungsvereinbarung geschlossen. 

s wird durch die im Bundeanzeiger veröffentlichte 

mit die wesentliche Rechtsgrundlage für die Pro-

tionsmaßnahmen (FIM)
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Flankierende gesetzliche Änderungen wurden in das Integrationsgesetz aufgenommen. Mit dem 

§ 421a SGB III wird gesetzlich klarstellt, dass es sich bei den FIM nicht um Arbeits- oder Beschäfti-

gungsverhältnisse handelt. § 5a des Asylbewerberleistungsgesetzes ermöglicht den für dieses Ge-

setz zuständigen Behörden die Zuweisung in die FIM sowie die Verhängung von Sanktionen bei 

Fehlverhalten oder Nichtteilnahme an FIM. Darüber hinaus werden Datenübermittlungsbefug-

nisse geregelt.  

1.4  Welchen Unterschied gibt es zwischen den bereits bestehenden Arbeitsgele-

genheiten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) und den FIM? 

Die Ausgestaltung als Arbeitsmarktprogramm des Bundes soll eine möglichst einfache Durchfüh-

rung der FIM sicherstellen. Die FIM orientieren sich daher eng an den bekannten Voraussetzun-

gen des § 5 AsylbLG. Daher gilt, dass alle Arbeitsgelegenheiten, die nach den Voraussetzungen des 

§ 5 AsylbLG möglich sind, auch im Arbeitsmarktprogramm FIM möglich sein werden/sollen. 

Das Arbeitsmarktprogramm sieht außerdem neben der Schaffung und Durchführung von Arbeits-

gelegenheiten als wesentlichen Bestandteil das Erfassen und Erkennen von Potenzialen und Fähig-

keiten der Teilnehmenden vor. Die so gewonnenen Daten sollen ggf. später für weiterführende 

Maßnahmen zur Integration bzw. Arbeitsförderung genutzt werden und damit die Arbeitsmarktin-

tegration beschleunigen. 

1.5  Von wem werden die FIM finanziert und wie werden die Mittel verteilt? 

Die Förderung der FIM wird von der Bundesagentur für Arbeit als befristetes Arbeitsmarktpro-

gramm des Bundes mit der Laufzeit von August 2016 bis Ende 2020 durchgeführt. Dafür stellt der 

Bund nach den Eckwerten zum Haushalt und Finanzplan des Bundes für 2017 bis 2020 in diesem 

Zeitraum jährlich 300 Mio. Euro zur Verfügung. Damit wird eine Förderung von jährlich rund 

100.000 Plätzen angestrebt.  

Die noch im Jahr 2016 erforderlichen Ausgababemittel in Höhe von 75 Mio. Euro und Ermächti-

gungen, fällig 2017, in Höhe von 225 Mio. Euro wurden im Wege einer außerplanmäßigen Aus-

gabe bewilligt und bereitgestellt. Damit können bereits in diesem Jahr Arbeitsgelegenheiten be-

ginnen, die in das Jahr 2017 hineinreichen. 

Die Verteilung der Mittel auf Länderebene orientiert sich am Königsteiner Schlüssel. Für die regio-

nale Verteilung innerhalb der Länder sollen die Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit 

einen Verteilungsschlüssel mit dem jeweiligen Land abstimmen, der die länderspezifischen Beson-

derheiten und die Verteilung der potenziell Teilnehmenden berücksichtigt.  

Der Großteil der Mittel (mindestens 75 % je Bundesland) soll für sog. „externe“ FIM (vgl. Punkt 

2.2) zur Verfügung gestellt werden, die außerhalb von Einrichtungen durchgeführt werden und 

daher ein deutlich höheres Integrationspotenzial haben.  

2.  Umsetzung von FIM 
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2.1  Wie ist der derzeitige Umsetzungstand und wie ist das weitere Verfahren? 

Seit dem 6. August 2016 liegen die rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen für den Beginn 

des Arbeitsmarktprogramms FIM vor: 

• Die Richtlinie vom 20. Juli 2016 ist mit der Veröffentlichung im Bundeanzeiger am 28. Juli 

2016 in Kraft getreten. 

• Die Verwaltungsvereinbarung mit der Bundesagentur für Arbeit wurde am 22. Juli 2016 ge-

schlossen. 

• Flankierende gesetzliche Regelungen im Integrationsgesetz sind am 6. August 2016 in Kraft 

getreten.  

• Die notwendigen Mittel für 2016 wurden der Bundesagentur für Arbeit zugewiesen.  

Mit dem Vorliegen der rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen wird das Programm in vier 

Phasen anlaufen: 

1. Verteilungsverfahren (Phase 1): Die Länder/Kommunen verständigen sich mit Unterstützung 

der Regionaldirektionen der Bundesagentur für Arbeit über die Verteilung der Mittel auf die 

einzelnen Agenturbezirke.  

2. Bereitstellungsverfahren (Phase 2): Die Träger von FIM schaffen geeignete Arbeitsgelegenhei-

ten, die die nach dem AsylbLG zuständige Behörde bei der Agentur für Arbeit beantragt. 

3. Antragsverfahren (Phase 3): Die Agentur für Arbeit prüft die Anträge auf das Vorliegen der An-

tragsvoraussetzungen und die zur Verfügung stehenden Mittel und schließt Verträge mit den 

Maßnahmeträgern.  

4. Maßnahmenbeginn (Phase 4): Die Maßnahmeträger suchen die Teilnehmenden in Abstim-

mung mit der nach dem AsylbLG zuständigen Behörde aus und führen die Maßnahmen durch. 

2.2  Welche Arten von FIM gibt es? 

Bewilligt werden können zwei Arten von Arbeitsgelegenheiten:  

• Arbeitsgelegenheiten, die durch staatliche (einschließlich kommunale) Träger einer Aufnah-

meeinrichtung nach § 44 AsylG oder vergleichbare Einrichtungen (insbesondere ausgelagerte 

Unterkünfte von Aufnahmeeinrichtungen sowie Gemeinschaftsunterkünfte nach AsylG) oder 

durch von diesen beauftragte Träger der aufgeführten Einrichtungen zur Aufrechterhaltung 

und Betreibung der Einrichtung zur Verfügung gestellt werden („interne“ FIM). 

• Arbeitsgelegenheiten, die von staatlichen, kommunalen oder gemeinnützigen Trägern zur 

Verfügung gestellt werden, sofern die zu leistende Arbeit sonst nicht, nicht in diesem Umfang 

oder nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde („externe“ - zusätzliche - FIM). 

2.3  Welche Akteure gibt es bei den FIM, was sind ihre Rollen? 
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Es gibt drei wesentliche Akteure (Maßnahmeträger, örtliche Agentur für Arbeit und die nach dem 

AsylbLG zuständige Behörde), die folgende Aufgaben haben:  

Maßnahmeträger 

Die wesentliche Verantwortung für die Schaffung von FIM obliegt den Maßnahmeträgern (vgl. 

Punkt 3.1). Diese schaffen geeignete Arbeitsgelegenheiten, die sie im Falle von „internen“ FIM 

selbst bei der zuständigen Agentur für Arbeit beantragen (bei „externen“ FIM übernimmt die nach 

dem AsylbLG zuständige Behörde die Beantragung). Auf der Grundlage von zugesagten FIM unter-

stützen die Maßnahmeträger die nach dem AsylbLG zuständige Behörde bei der Auswahl der Teil-

nehmenden. Dabei ist darauf zu achten, dass weibliche Flüchtlinge einen gleichberechtigten Zu-

gang zu diesen Arbeitsgelegenheiten bekommen. Außerdem sind die Belange von Menschen mit 

Behinderungen bei Auswahl und Teilnahme an den Arbeitsgelegenheiten zu berücksichtigen. 

Die Maßnahmeträger führen die FIM durch und übermitteln die zur Abrechnung benötigten Infor-

mationen an die Agentur für Arbeit. Die Maßnahmeträger zahlen die Mehraufwandsentschädi-

gung an die Teilnehmenden aus. Falls Teilnehmende eine FIM abbrechen oder nicht erscheinen, 

teilen die Maßnahmeträger dies der nach dem AsylbLG zuständigen Behörde mit. Soweit die FIM 

die Möglichkeit bieten, ausbildungs- und arbeitsmarktrelevante Fähigkeiten und Kenntnisse der 

Teilnehmenden festzustellen, sollen diese erfasst und am Ende der Maßnahme beispielsweise in 

Form eines Kurzlebenslaufs oder einer standardisierten Beurteilung mit den Abrechnungsdaten an 

die Agentur für Arbeit übermittelt werden, soweit der Teilnehmende darin einwilligt.  

Agentur für Arbeit 

Die örtliche Agentur für Arbeit prüft die Anträge auf das Vorliegen der Antragsvoraussetzungen 

und der zur Verfügung stehenden Mittel. Sie führt die Abrechnung durch und erstattet die Maß-

nahmekosten sowie die Mehraufwandsentschädigung. Die örtliche Agentur für Arbeit nutzt die 

von den Maßnahmeträgern übermittelten Informationen zu den Fähigkeiten und Kenntnissen der 

Teilnehmenden im Hinblick auf weiterführende Arbeitsförderungsmaßnahmen bzw. stellt diese 

den ggf. anschließend zuständigen Jobcentern zur Verfügung. 

Zuständige Behörde nach dem AsylbLG 

Der nach dem AsylbLG zuständigen Behörde obliegt es, „externe“ FIM bei der örtlichen Agentur 

für Arbeit zu beantragen, anhand der Zielgruppe die potenziellen Teilnehmenden zu bestimmen, 

gemeinsam mit dem Maßnahmeträger eine Auswahl zu treffen und dann die Teilnehmenden zu-

zuweisen. Des Weiteren obliegt ihr die Entscheidung über das Eintreten von Sanktionen bei Fehl-

verhalten der Teilnehmenden.  

3. Voraussetzungen und Inhalt von FIM 

3.1  Wer kann geeignete Arbeitsgelegenheiten schaffen? 

Arbeitsgelegenheiten können durch die in der Richtlinie genannten Träger von FIM (Maßnahme-

träger) geschaffen werden. Dies sind: 

• für „interne“ FIM staatliche Träger von Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 AsylG und 

staatliche Träger vergleichbarer Einrichtungen (etwa Gemeinschaftsunterkünfte im 
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Sinne des § 53 Absatz 1 AsylG, soweit sie vergleichbare Strukturen aufweisen) sowie 

staatliche Stellen, die einen Träger mit dem Betrieb einer Aufnahmeeinrichtung nach 

§ 44 AsylG oder einer vergleichbaren Einrichtung beauftragt haben. 

• für „externe“ FIM kommunale, staatliche oder gemeinnützige Träger, die zusätzliche 

Arbeitsgelegenheiten schaffen. Aus der Voraussetzung der Gemeinnützigkeit des Trägers 

leitet sich ab, dass die konkrete Tätigkeit ausschließlich und unmittelbar dem Allgemein-

wohl und nicht privaten Erwerbszwecken dienen soll. 

3.2  Können Dritte für die Schaffung bzw. Durchführung der FIM beauftragt werden 

Die Schaffung von FIM ist allein den in der Richtlinie genannten Stellen vorbehalten (vgl. dazu 

auch unter 3.1). Zur Durchführung können sich die Maßnahmeträger der Hilfe Dritter bedienen. 

Beispielsweise kann der rechtliche Träger einer Aufnahmeeinrichtung (z. B. das Land) die Durch-

führung der FIM in den einzelnen Aufnahmeeinrichtungen auf Dritte übertragen, die auch vertrag-

lich zum Betrieb der Aufnahmeeinrichtung verpflichtet sind. 

3.3  Welche Anforderungen gelten für die Zusätzlichkeit von FIM? 

Die Anforderungen für die Zusätzlichkeit der Arbeitsgelegenheiten nach dem Arbeitsmarktpro-

gramm FIM entsprechen den Anforderungen des § 5 AsylbLG (wortgleiche Regelung). Daher gilt 

für die FIM Folgendes: 

• Für „interne“ FIM (Arbeitsgelegenheiten in den Unterkünften) ist keine Zusätzlichkeit 

erforderlich. 

• Für „externe“ FIM (Arbeitsgelegenheiten bei staatlichen, kommunalen oder gemeinnüt-

zigen Trägern) müssen die zu leistenden Arbeiten zusätzlich sein, indem sie sonst nicht, 

nicht in diesem Umfang oder nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würden. 

Für die Zusätzlichkeit spricht insbesondere: 

• wenn die zusätzlichen Arbeiten neu sind und so bisher nicht durchgeführt wurden oder 

• wenn die zusätzliche Arbeit den Umfang bisheriger regulärer Arbeiten erhöht und eine 

klare Abgrenzung zum bisherigen Umfang der Arbeiten besteht oder 

• wenn die bisherigen Arbeiten in bestimmten Zeitintervallen durchgeführt wurden und 

die zusätzliche Arbeit das Zeitintervall verkürzt (z. B. Grünflächen werden nunmehr 14-

tägig gemäht statt monatlich). 

Gegen die Zusätzlichkeit spricht insbesondere: 

• wenn die Arbeiten regelmäßig und ohne Verzug durchzuführen sind, wie z. B. War-

tungs- , Instandsetzungs- und Reparaturarbeiten sowie Reinigungsarbeiten etc., die zu 

einer ordnungsgemäßen Aufgabenerledigung gehören oder 
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• wenn die Arbeiten zur Wahrnehmung von Verkehrssicherungspflichten gehören (z. B. 

Schneeräumung von Verkehrswegen, Zurückschneiden von Gehölzen, welche Verkehrs-

wege beeinträchtigen) oder 

• wenn die Arbeiten keinen zeitlichen Aufschub dulden oder 

• wenn die Arbeiten in Bereichen durchgeführt werden, in denen vorher Personal durch 

Entlassungen abgebaut wurde, es sei denn, der Träger kann nachweisen, er habe das 

entlassene Personal aus rechtlichen Gründen nicht umsetzen oder versetzen können. 

Sofern Maßnahmeträger (z. B. kommunale Beschäftigungsgesellschaften, Vereine) Arbeiten für 

einen Dritten (z. B. Kommune, Schule) übernehmen, ist die Zusätzlichkeit danach zu beurteilen, ob 

die Arbeiten für den Dritten zusätzlich sind. 

3.4  Wann ist eine FIM zumutbar? 

§ 5a Absatz 2 AsylbLG verlangt die Zumutbarkeit der Tätigkeit und verweist für die Festlegung auf 

§ 11 Absatz 4 SGB XII. Das bedeutet, dass eine Arbeitsgelegenheit nicht zugemutet werden kann, 

wenn die oder der Leistungsberechtigte hierzu körperlich, geistig oder seelisch nicht in der Lage 

ist, ihre Wahrnehmung die geordnete Erziehung eines Kindes gefährden würde oder mit der 

Pflege eines Angehörigen nicht vereinbar wäre, oder ein sonstiger wichtiger Grund entgegensteht. 

Ein wichtiger Grund, der einer Arbeitsgelegenheit entgegensteht, kann insbesondere dann vorlie-

gen, wenn die oder der Leistungsberechtigte eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeits-

markt, eine Berufsausbildung oder ein Studium aufnimmt. Die Formulierung „insbesondere“ 

macht deutlich, dass die Aufzählung nicht abschließend ist. Ein wichtiger Grund, der einer Teil-

nahme an einer Arbeitsgelegenheit entgegensteht, kann auch dann vorliegen, wenn die oder der 

Leistungsberechtigte ansonsten trotz Berechtigung nicht an einem Integrationskurs oder an be-

rufsbezogener Deutschsprachförderung teilnehmen oder eine Maßnahme der aktiven Arbeitsför-

derung nach dem SGB III nicht antreten könnte oder diese gar abbrechen müsste (vgl. zum Vor-

rang weiterführender Integrationsmaßnahmen Punkt 4.6). Entsprechendes gilt für Maßnahmen, 

die die Leistungsberechtigten auf die Aufnahme einer beruflichen Ausbildung oder eines Studiums 

(zum Beispiel Studienkollegs, studienvorbereitende Sprachkurse an Hochschulen) vorbereiten sol-

len. Umfasst sind darüber hinaus auch Bildungsmaßnahmen, die Inhaberinnen und Inhabern aus-

ländischer Berufsqualifikationen den Berufszugang oder die Feststellung der Gleichwertigkeit die-

ser Qualifikationen ermöglichen (zum Beispiel Anpassungslehrgänge, berufsbezogene Weiterbil-

dungsangebote, Vorbereitungskurse auf Kenntnis- oder Eignungsprüfungen und berufsbezogene 

Sprachkurse). 

3.5  Gibt es Beispiele für Arbeitsgelegenheiten? 

Da die FIM in ihren Voraussetzungen und ihrer Durchführung den Arbeitsgelegenheiten nach § 5 

AsylbLG entsprechen, können die bisher erfolgreich durchgeführten Arbeitsgelegenheiten als Bei-

spiele auch in Sachen FIM dienen. Eine Übersicht darüber lässt sich etwa dem Leitfaden zur Be-

reitstellung von Arbeitsgelegenheiten im Land Sachsen entnehmen (http://www.sachsen.de/as-

sets/SMI_BR_Leitfaden-Arbeitsgelegenheiten.pdf). 

http://www.sachsen.de/assets/SMI_BR_Leitfaden-Arbeitsgelegenheiten.pdf
http://www.sachsen.de/assets/SMI_BR_Leitfaden-Arbeitsgelegenheiten.pdf
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4. Teilnahmeberechtigung, Dauer und Mehraufwandsentschädigung 

4.1  Wer kann an einer FIM teilnehmen? 

Teilnehmen können arbeitsfähige, nicht erwerbstätige Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG, 

die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht der Vollzeitschulpflicht unterliegen. Dies gilt 

nicht für Leistungsberechtigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 AsylbLG, die aus einem sicheren Her-

kunftsstaat nach § 29a AsylG stammen, sowie für geduldete und vollziehbar ausreisepflichtige 

Leistungsberechtigte (vgl. § 5a Absatz 1 Satz 2 AsylbLG mit dem Verweis auf § 1 Absatz 1 Num-

mer 4 und 5 AsylbLG).  

Die Zuweisung an den Maßnahmeträger obliegt der nach dem AsylbLG zuständigen Behörde (vgl. 

§ 5a Absatz 1 AsylbLG). Nicht zugewiesen werden sollen im Rahmen des Auswahlermessens insbe-

sondere Asylsuchende, über deren Antrag mit hoher Wahrscheinlichkeit kurzfristig entschieden 

wird (kommt in Betracht bei Folgeantragstellern). 

4.2  Was gilt für so genannte „Dublinfälle“? 

Für so genannte „Dublinfälle“ gelten die allgemeinen Regelungen. Das heißt, solange das Antrags-

verfahren läuft und es sich nicht um geduldete und vollziehbar ausreisepflichtige Leistungsberech-

tigte handelt, besteht die Möglichkeit der Teilnahme an einer FIM. 

4.3  Wie lange dauert eine FIM? 

Die individuelle Teilnahmedauer beträgt für jeden Teilnehmenden bis zu sechs Monate. Letzter 

möglicher Teilnahmetag ist der 31. Dezember 2020. Eine frühere Beendigung ist aus mehreren 

Gründen möglich (vgl. die nachfolgenden Punkte 4.4 bis 4.6). 

4.4  Was passiert, wenn während der FIM das Asylverfahren negativ verläuft? 

In einem solchen Fall liegen i.d.R. die Teilnahmevoraussetzungen nicht mehr vor, so dass die Teil-

nahme an der Maßnahme unverzüglich zu beenden ist. 

4.5  Was passiert bei Übergang in das SGB II-System? 

Wird dem Asylantrag eines Teilnehmenden während der Dauer einer Flüchtlingsintegrationsmaß-

nahme stattgegeben, kann die Maßnahme bis zum Ende ihrer Laufzeit fortgesetzt werden, sofern 

weiterführende Integrationsmaßnahmen nicht zur Verfügung stehen und der Teilnehmende, der 

Maßnahmeträger oder das Jobcenter der Fortsetzung nicht widersprechen. 

4.6  Was passiert, wenn andere Integrationsmöglichkeiten zur Verfügung stehen? 
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Weiterführende Integrationsmaßnahmen, wie die Teilnahme an einem Sprach- oder Integrations-

kurs oder an Maßnahmen der Arbeitsförderung oder die Aufnahme einer sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigung, einer Berufsausbildung oder eines Studiums, haben Vorrang vor einer 

Zuweisung in eine FIM. Entsprechendes gilt für Maßnahmen, die die Leistungsberechtigten auf die 

Aufnahme einer beruflichen Ausbildung oder eines Studiums (z. B. Studienkollegs, studienvorbe-

reitende Sprachkurse an Hochschulen) vorbereiten sollen. Dies betrifft darüber hinaus auch Bil-

dungsmaßnahmen, die Inhaberinnen und Inhabern ausländischer Berufsqualifikationen den Be-

rufszugang oder die Feststellung der Gleichwertigkeit dieser Qualifikationen ermöglichen (z. B. 

Anpassungslehrgänge, berufsbezogene Weiterbildungsangebote, Vorbereitungskurse auf Kennt-

nis- oder Eignungsprüfungen und berufsbezogene Sprachkurse). Aus den gleichen Gründen kann 

die Flüchtlingsintegrationsmaßnahme vorzeitig beendet werden.  

Ist die Teilnahme an einem Sprach- oder Integrationskurs vorgesehen, ist eine Kombination beider 

Maßnahmen möglich, soweit der Vorrang der Sprach- bzw. Integrationskurse gewährleistet bleibt. 

Eine Kombination von FIM mit anderen Angeboten, wie Sprach- oder Integrationskursen, ist aus-

drücklich erwünscht. 

4.7  In welchem zeitlichen Umfang können die FIM stattfinden? 

Die Richtlinie sieht eine maximale wöchentliche Arbeitszeit von 30 Stunden vor. Grundsätzlich 

wird sich der Umfang jedoch nach den Aufgaben und den örtlichen Begebenheiten ergeben. So 

werden „interne“ FIM in Einrichtungen in der Regel einen geringeren Umfang aufweisen als „ex-

terne“ FIM außerhalb von Einrichtungen. Außerdem sollen Umfang und Verteilung der Arbeitszeit 

es ermöglichen, dass die Teilnehmenden neben der FIM auch andere Integrationsmaßnahmen, 

wie Sprachkurse oder Integrationskurse, besuchen können. 

4.8  Welche Aufwandsentschädigung erhalten die Teilnehmenden bei FIM? 

Die Teilnehmenden erhalten eine Mehraufwandsentschädigung in Höhe von 80 Cent pro Stunde. 

Dies entspricht der Höhe der Mehraufwandsentschädigung, die seit Inkrafttreten des Integrati-

onsgesetzes für Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG gilt. Die Pauschalierung der Mehrauf-

wandsentschädigung soll den Nachweis des Aufwands im Einzelfall entbehrlich machen und dient 

insoweit der Verwaltungsvereinfachung. Die Mehraufwandsentschädigung ist nicht als Taschen-

geld oder Zuverdienst zu sehen. 

Eine höhere Entschädigung ist möglich, sofern der mit der Tätigkeit tatsächlich verbundene Auf-

wand bei den Teilnehmenden im Einzelfall nachweislich den Pauschalbetrag übersteigt. Dies 

dürfte nur in Ausnahmefällen notwendig sein, etwa bei den Fahrkosten zur Flüchtlingsintegrati-

onsmaßnahme oder bei den Kosten der Verpflegung (soweit keine Möglichkeit besteht, kosten-

lose Verpflegungsangebote wie Lunchpakete etc. zu nutzen, vgl. a. Frage7.1).  

5. Rechtliche Einordnung der FIM und Arbeitsschutz 

5.1 Handelt es sich bei FIM um ein Arbeits- bzw. Beschäftigungsverhältnis? 
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Nein, § 421a SGB III schließt ein Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnis explizit aus. 

Damit besteht auch kein Beschäftigungsverhältnis i. S. d. der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Die Teilnehmenden sind während der Arbeitsgelegenheit weiterhin durch die Gesundheitsleistun-

gen nach dem AsylbLG abgesichert. 

5.2  Welche Regelungen des Arbeitsschutzes sind zu beachten? 

Die Teilnehmenden an Arbeitsgelegenheiten gehören zum unfallversicherten Personenkreis nach 

§ 2 Abs. 2 SGB VII, weil sie wie Beschäftigte tätig werden. Der Maßnahmeträger hat die Unfallver-

sicherung der Teilnehmenden sicherzustellen und nachzuweisen. Dazu muss er sich vertraglich 

gegenüber der Agentur für Arbeit verpflichten. 

Eine darüber hinausgehende Haftpflicht-/Unfallversicherung ist freiwillig und muss bei Bedarf 

durch den Maßnahmeträger abgeschlossen werden. 

Die Vorschriften über den Arbeitsschutz und das Bundesurlaubsgesetz, mit Ausnahme der Vor-

schriften über das Urlaubsentgelt, finden entsprechend Anwendung. Das bedeutet insbesondere, 

dass der Maßnahmeträger vorgeschriebene oder notwendige Schutzkleidung stellen muss. 

6. Antragsverfahren  

6.1  Wer ist antragsberechtigt? 

Bei den „internen“ FIM sind es die staatlichen Maßnahmeträger selbst (vgl. Punkt 3.1). Bei den 

„externen“ FIM ist ein konzentriertes Antragsverfahren vorgesehen. Nur die nach dem AsylbLG 

zuständige Behörde kann „externe“ FIM bei der zuständigen Agentur für Arbeit beantragen (vgl. 

den folgenden Punkt). 

6.2  Wie läuft das Antragsverfahren ab? 

Bei den sogenannten „externen“ FIM gibt es eine Besonderheit. Allein die nach dem AsylbLG zu-

ständige Behörde ist zur Weiterleitung der Anträge befugt; d. h. diejenige Behörde, die im Falle 

der Zusage für die spätere Zuweisung in die Maßnahme sachlich und örtlich zuständig sein wird 

(im Wesentlichen die Landkreise und kreisfreien Städte), kann „externe“ FIM im Namen und Auf-

trag der Maßnahmeträger beantragen.  

Dadurch wird sichergestellt, dass ein mit der Unterbringung von Flüchtlingen und/oder der Ein-

richtung von Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG vertrauter, regionaler Entscheidungsträger 

eine ausgewogene Verteilung der FIM, die sich am örtlichen Bedarf orientiert, gewährleisten 

kann.  

Dieses regional abgestimmte, bedarfsorientierte und die verfügbaren Haushaltsmittel berücksich-

tigende Antragsverfahren ermöglicht ein einfaches und schnelles Zusageverfahren bei den Agen-

turen für Arbeit. 
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6.3  Welche Angaben muss der Antrag erhalten? 

Der Antrag muss die in der Richtlinie unter 4.4 geforderten Angaben enthalten. Das sind: 

a) Angaben zu Art, Inhalt, Anzahl und Umfang der geplanten Arbeitsgelegenheiten sowie 

Angaben zur etwaigen Einbeziehung Dritter  

Hier ist eine detaillierte Beschreibung der Arbeitsgelegenheiten erforderlich. 

b) eine Stellungnahme dazu, dass die Arbeitsgelegenheiten von ihrer zeitlichen und räumli-

chen Ausgestaltung her auf zumutbare Weise im angestrebten Umfang ausgeübt werden 

können

Hier werden die Anforderungen im Hinblick auf die Beschreibung in der Weise konkreti-

siert, dass die Angaben zum Arbeitsumfeld eine Beurteilung der Zumutbarkeit (vgl. dazu 

Punkt 3.4) erlauben. Das Antragsformular der Bundesagentur für Arbeit sieht eine Erklä-

rung des Maßnahmeträgers zu diesem Punkt vor.

c) Angaben dazu, wie die bei der Durchführung der Arbeitsgelegenheiten festgestellten 

Kenntnisse und Fähigkeiten der Teilnehmenden dokumentiert und an die Agentur für Ar-

beit übermittelt werden, damit diese die Informationen als Grundlage für weitere Inte-

grationsmaßnahmen im Falle einer Anerkennung des Asylgesuches nutzen kann

Der Antragsteller soll darlegen, dass er personell und insbesondere im Hinblick auf mög-

liche Sprachbarrieren sicherstellen kann, dass er den von der BA zur Verfügung gestell-

ten Musterbogen zur Fähigkeitenerfassung zusammen mit dem Teilnehmenden ausfül-

len kann. Das Antragsformular der Bundesagentur für Arbeit sieht eine Erklärung des 

Maßnahmeträgers zu diesem Punkt vor.

d) bei „externen“ - zusätzlichen - FIM: eine Erklärung des Maßnahmeträgers dazu, dass die 

zu leistende Arbeit ohne die Arbeitsgelegenheiten nicht, nicht in diesem Umfang oder 

nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde 

Der Antragsteller soll auf Grundlage der oben dargestellten Anforderungen an die Zu-

sätzlichkeit darlegen, warum nach seinem Dafürhalten die beantragte Maßnahme diese 

Anforderungen erfüllt. 

6.4  Warum wird der Verwaltungsausschuss der Agentur für Arbeit beteiligt? 

Bei der Einrichtung von FIM soll die Einbindung der Verwaltungsausschüsse der örtlichen Agentu-

ren für Arbeit insbesondere die bei „externen“ FIM geforderte Zusätzlichkeit sicherstellen. Ziel da-

bei ist, dass es durch die FIM nicht zu einer Verdrängung regulärer Beschäftigung kommt. Mit der 

Beteiligung des Verwaltungsausschusses wird eine Befassung der örtlichen Sozialpartner sowie 

kommunaler Interessenvertreter sichergestellt, die eine auf Grund ihrer Kenntnis des regionalen 

Arbeitsmarktes fundierte Einschätzung dazu abgeben können, inwieweit die beantragten Arbeits-

gelegenheiten das Kriterium der Zusätzlichkeit erfüllen. 

6.5  Wird es Musterformulare bzw. Vordrucke für den Antrag geben? 
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Zur Antragstellung wurden verschiedene Vordrucke entwickelt, die die örtlichen Agenturen für 

Arbeit an die antragsberechtigten Stellen versenden. 

Für die Beantragung einer FIM stehen folgende Vorlagen zur Verfügung: 

• Antrag auf Durchführung von „internen“ FIM 

• Anlage zum Antrag auf Durchführung von „internen“ FIM 

• Antrag auf Durchführung von „externen“ FIM 

• Anlage zum Antrag auf Durchführung von „externen“ FIM 

Zur Abrechnung der FIM wurde eine Abrechnungsliste mit integrierter Berechnungsfunktion ent-

wickelt, die nach Vertragsabschluss von den örtlichen Agenturen für Arbeit an die Maßnahmeträ-

ger übersandt wird. 

Darüber hinaus steht ein Erhebungsbogen zur Erfassung der vom Träger festgestellten beruflichen 

Kenntnisse und Fertigkeiten bereit, der ebenfalls von den Agenturen für Arbeit den Maßnahme-

trägern zur Verfügung gestellt wird. 

7. Kostenpauschale und Teilnehmerauswahl 

7.1  Welche Kosten werden den Maßnahmeträgern erstattet? 

Die Agentur für Arbeit zahlt dem Maßnahmeträger für die Durchführung einer FIM einen Pau-

schalbetrag für jeden besetzten Platz (zum Abrechnungsverfahren vgl. Frage 7.4). 

Für „interne“ FIM beträgt die Pauschale 85 Euro je Platz und Monat und für „externe“ FIM 250 

Euro je Platz und Monat. Ist die Trägerpauschale für einen vollen Kalendermonat zu zahlen, ist 

dieser mit 30 Tagen anzusetzen. Das bedeutet: Der Abrechnungsmonat umfasst immer 30 Tage, 

das Abrechnungsjahr umfasst immer 360 Tage. In Monaten mit 31 Tagen werden der 30. und 31. 

als insgesamt ein Tag gezählt.  

Die Pauschale dient der Deckung sämtlicher Aufwendungen für Rekrutierung, Durchführung und 

Betreuung. Dazu zählen etwa Übersetzungskosten, Kosten für eine sozialpädagogische Betreuung, 

Kosten für Arbeitsgeräte, Verpflegung und Fahrkosten, soweit diese Leistungen vom Maßnahme-

träger erbracht werden.  

Lediglich die an die Teilnehmenden zu zahlende Mehraufwandsentschädigung wird den Maßnah-

meträgern zusätzlich erstattet. 

7.2  Wie werden die Teilnehmenden für eine FIM ausgewählt? 

Die Auswahl von Teilnehmenden an einer Maßnahme findet im Zusammenwirken von Maßnah-

meträger und der nach dem AsylbLG zuständigen Behörde statt. Anders als im § 5 AsylbLG (wo die 

nach dem AsylbLG zuständige Behörde die Auswahl alleine vornimmt), kann hier der Auswahlpro-

zess weitestgehend auf den Maßnahmeträger übertragen werden, wodurch eine Entlastung der 

zuständigen Behörde nach dem AsylbLG erreicht werden soll. Der Maßnahmeträger hat zumeist 

ein großes Interesse daran, die vorgehaltenen Plätze zügig und dauerhaft zu besetzen und wird 

daher die Teilnehmendenauswahl aktiv vorantreiben. 

https://www.baintranet.de/002/004/014/Documents/Antrag_interne_FIM.pdf
https://www.baintranet.de/002/004/014/Documents/Anlage_Antrag_FIM_intern.pdf
https://www.baintranet.de/002/004/014/Documents/Antrag_externe_FIM.pdf
https://www.baintranet.de/002/004/014/Documents/Anlage_Antrag_FIM_extern.pdf
https://www.baintranet.de/002/004/014/Documents/Erhebungsbogen.pdf
https://www.baintranet.de/002/004/014/Documents/Erhebungsbogen.pdf
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Vorstellbar wäre es etwa, dass die nach dem AsylbLG zuständige Behörde dem Maßnahmeträger 

vorab eine Liste mit potenziellen Teilnahmeberechtigten überlässt und der Maßnahmeträger in 

den jeweiligen Unterkünften Teilnehmende für seine Maßnahme auswählt. Auf Grundlage einer 

ggf. zu dokumentierenden Auswahl (etwa mit einem Vermerk, dass der Teilnehmende in der Lage 

ist, die geplanten Arbeiten zu verrichten) kann die nach dem AsylbLG zuständige Behörde die Zu-

weisung vornehmen. 

7.3  Welche Möglichkeiten gibt es, wenn eine zur Teilnahme aufgeforderte Person 
die Teilnahme an der FIM verweigert bzw. eine FIM abbricht? 

Die unbegründete Ablehnung einer Arbeitsgelegenheit bzw. deren Abbruch führt nach § 5a 

AsylbLG zum Wegfall des Anspruchs auf Leistungen nach dem AsylbLG. Für die Voraussetzung und 

Durchführung der Sanktion gelten dieselben Grundsätze wie für § 5 Absatz 4 AsylbLG, daher ist 

entsprechend diesen Grundsätzen zu verfahren. 

7.4. Wie läuft das Abrechnungsverfahren ab? 

Die örtlichen Agenturen für Arbeit stellen den Maßnahmeträgern nach Vertragsschluss eine Ab-

rechnungsliste mit integrierter Berechnungsfunktion zur Verfügung (vgl. Frage 6.5). Nach Eingang 

der Abrechnungsunterlagen rechnet die örtliche Agentur für Arbeit im darauf folgenden Monat ab 

und zahlt die zu erstattenden Kosten aus (zu den erstattungsfähigen Ausgaben vgl. Frage 7.1.) 

Für die Geltendmachung sämtlicher Erstattungsansprüche gilt eine Ausschlussfrist von sechs Mo-

naten nach Beendigung der jeweiligen Maßnahme. 
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Bundesministerium
für Arbeit und Soziales

Richtlinie
für das Arbeitsmarktprogramm „Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen“

Vom 20. Juli 2016

1 Arbeitsmarktpolitischer Hintergrund, Ziele

Flüchtlinge sollen die Wartezeit bis zur Entscheidung über ihre Anerkennung, die oftmals in einer Erstaufnahmeeinrich-
tung oder anderen Sammelunterkünften verbracht wird, durch eine sinnvolle und gemeinwohlorientierte Beschäftigung
überbrücken. Gleichzeitig sollen sie mittels niedrigschwelliger Angebote in Arbeitsgelegenheiten an den Arbeitsmarkt
herangeführt werden (so genannte Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen – FIM). Dabei können die Teilnehmenden Ein-
blicke in das berufliche und gesellschaftliche Leben in Deutschland erhalten und auch Sprachkenntnisse erwerben.
Gleichzeitig leisten sie einen Beitrag zum Gemeinwohl.

Darüber hinaus können die in den Arbeitsgelegenheiten gewonnenen Erkenntnisse über die Fähigkeiten und Kenntnisse
der Teilnehmenden später für weiterführende Maßnahmen zur Integration bzw. Arbeitsförderung genutzt werden.

Die Bundesregierung fördert daher Arbeitsgelegenheiten für jährlich 100 000 Leistungsberechtigte nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Die Förderung dieser Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen wird von der Bundes-
agentur für Arbeit als befristetes Arbeitsmarktprogramm des Bundes mit einer Laufzeit vom 1. August 2016 bis zum
31. Dezember 2020 durchgeführt.

Indem der Bund diese Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen administriert und finanziert, werden Kommunen und Länder
finanziell entlastet.

Die Ausgestaltung als Arbeitsmarktprogramm des Bundes soll eine möglichst einfache Durchführung der Flüchtlings-
integrationsmaßnahmen sicherstellen und orientiert sich daher eng an den Voraussetzungen für die bereits bestehen-
den Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG. Die drei wesentlichen Akteure (Maßnahmeträger, Bundesagentur für Arbeit
und die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige Behörde) haben dabei folgende Aufgaben:

Die wesentliche Verantwortung für die Schaffung von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen obliegt den Maßnahmeträgern
(Träger einer Aufnahmeeinrichtung oder vergleichbarer Einrichtungen [insbesondere ausgelagerte Unterkünfte von Auf-
nahmeeinrichtungen sowie Gemeinschaftsunterkünfte nach Asylgesetz (AsylG)] für so genannte „interne“ FIM sowie
staatliche, kommunale oder gemeinnützige Träger für so genannte „externe“ – zusätzliche – FIM). Die Maßnahmeträger
schaffen geeignete Arbeitsgelegenheiten, die die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige Behörde bei der
Agentur für Arbeit beantragt. Auf der Grundlage von bewilligten Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen unterstützen die
Maßnahmeträger die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige Behörde bei der Auswahl der Teilnehmenden.
Bei der Auswahl der Teilnehmenden ist darauf zu achten, dass weibliche Flüchtlinge einen gleichberechtigten Zugang
zu diesen Arbeitsgelegenheiten bekommen. Die Belange von Menschen mit Behinderungen sind bei Auswahl und
Teilnahme an den Arbeitsgelegenheiten zu berücksichtigen.

Die Maßnahmeträger führen die Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen durch und übermitteln die zur Abrechnung benötig-
ten Informationen an die zuständige Agentur für Arbeit. Die Maßnahmeträger zahlen die Mehraufwandsentschädigung
an die Teilnehmenden aus. Falls Teilnehmende eine Flüchtlingsintegrationsmaßnahme abbrechen oder nicht erscheinen,
teilen die Maßnahmeträger dies der nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen Behörde mit. Soweit die
Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen die Möglichkeit bieten, ausbildungs- und arbeitsmarktrelevante Fähigkeiten und
Kenntnisse der Teilnehmenden festzustellen, sollen diese erfasst und am Ende der Maßnahme beispielsweise in Form
eines Kurzlebenslaufs oder einer standardisierten Beurteilung mit den Abrechnungsdaten an die Agentur für Arbeit
übermittelt werden, soweit der Teilnehmende darin einwilligt.

Die Agentur für Arbeit prüft die Anträge auf das Vorliegen der Antragsvoraussetzungen und der zur Verfügung stehen-
den Mittel. Sie führt die Abrechnung durch und erstattet die Maßnahmekosten sowie die Mehraufwandsentschädigung.
Die Agentur für Arbeit nutzt die von den Maßnahmeträgern übermittelten Informationen zu den Fähigkeiten und Kennt-
nissen der Teilnehmenden im Hinblick auf weiterführende Arbeitsförderungsmaßnahmen bzw. stellt diese den gegebenen-
falls anschließend zuständigen Jobcentern zur Verfügung.

Der nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen Behörde obliegt es, anhand der Zielgruppe die potenziellen
Teilnehmenden zu bestimmen und nach Auswahl zuzuweisen. Des Weiteren obliegt ihr die Entscheidung über das
Eintreten von Sanktionen bei Fehlverhalten der Teilnehmenden.

Bei den so genannten „externen“ FIM ist allein die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige Behörde antrags-
berechtigt; d. h. diejenige Behörde, die im Falle der Zusage für die spätere Zuweisung in die Maßnahme sachlich und
örtlich zuständig sein wird (im Wesentlichen die Landkreise und kreisfreien Städte), kann „externe“ FIM im Namen und
Auftrag der Maßnahmeträger beantragen. Gemeinnützige, kommunale oder staatliche Träger können, wie bisher, mög-
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liche Arbeitsgelegenheiten zur Aufnahme in den Antrag vorschlagen. Die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
zuständige Behörde als ein mit der Unterbringung von Flüchtlingen und/oder der Einrichtung von Arbeitsgelegenheiten
nach § 5 AsylbLG vertrauter, regionaler Entscheidungsträger soll dann mit dem Antrag eine sich an den örtlichen
Bedarfen orientierende, ausgewogene Verteilung der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen sicherstellen. Dieses regional
abgestimmte, bedarfsorientierte und die verfügbaren Haushaltsmittel berücksichtigende Antragsverfahren ermöglicht
ein einfaches und schnelles Zusageverfahren bei den Agenturen für Arbeit.

2 Rechtsgrundlagen

Bei dem vorliegenden Programm handelt es sich um ein befristetes Arbeitsmarktprogramm des Bundes im Sinne des
§ 368 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III), mit dessen Durchführung die Bundesagentur für
Arbeit beauftragt wird.

Für dieses Arbeitsmarktprogramm gelten die Vorschriften des § 421a SGB III sowie des § 5a AsylbLG.

Für die Bewirtschaftung und Abrechnung der Bundesmittel sowie die Rechnungsprüfung gelten die haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen des Bundes.

3 Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen

Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen sind Arbeitsgelegenheiten für Flüchtlinge nach Nummer 3.2 im Sinne dieses Arbeits-
marktprogramms.

3.1 Arbeitsgelegenheiten

Bewilligt werden können zwei Arten von Arbeitsgelegenheiten:

a) Arbeitsgelegenheiten, die durch staatliche (einschließlich kommunale) Träger einer Aufnahmeeinrichtung nach
§ 44 AsylG oder vergleichbare Einrichtungen (insbesondere ausgelagerte Unterkünfte von Aufnahmeeinrichtungen
sowie Gemeinschaftsunterkünfte nach AsylG) oder durch von diesen beauftragte Träger der aufgeführten Einrich-
tungen zur Aufrechterhaltung und Betreibung der Einrichtung zur Verfügung gestellt werden („interne“ FIM).

b) Arbeitsgelegenheiten, die von staatlichen, kommunalen oder gemeinnützigen Trägern zur Verfügung gestellt werden,
sofern die zu leistende Arbeit sonst nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden
würde („externe“ – zusätzliche – FIM).

3.2 Teilnehmende

Teilnehmen können arbeitsfähige, nicht erwerbstätige Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,
die das 18. Lebensjahr vollendet haben und nicht der Vollzeitschulpflicht unterliegen. Dies gilt nicht für Leistungs-
berechtigte nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 AsylbLG, die aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a AsylG stammen,
sowie für geduldete und vollziehbar ausreisepflichtige Leistungsberechtigte (vgl. § 5a Absatz 1 Satz 2 AsylbLG mit dem
Verweis auf § 1 Absatz 1 Nummer 4 und 5 AsylbLG).

Die Zuweisung an den Maßnahmeträger (Nummer 4.2) obliegt der nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen
Behörde (vgl. § 5a Absatz 1 AsylbLG). Nicht zugewiesen werden sollen im Rahmen des Auswahlermessens insbeson-
dere Asylsuchende, über deren Antrag mit hoher Wahrscheinlichkeit kurzfristig entschieden wird (kommt in Betracht bei
Folgeantragstellern).

3.3 Teilnahmedauer

Die individuelle Teilnahmedauer beträgt für jeden Teilnehmenden bis zu sechs Monate bei einem Umfang von bis zu
30 Wochenstunden. Letzter möglicher Teilnahmetag ist der 31. Dezember 2020.

Wird dem Asylantrag eines Teilnehmenden während der Dauer einer Flüchtlingsintegrationsmaßnahme stattgegeben,
kann die Maßnahme bis zum Ende ihrer Laufzeit fortgesetzt werden, sofern weiterführende Integrationsmaßnahmen
nicht zur Verfügung stehen und der Teilnehmende, der Maßnahmeträger oder das Jobcenter der Fortsetzung nicht
widersprechen.

Wird der Asylantrag eines Teilnehmenden während der Dauer einer Flüchtlingsintegrationsmaßnahme abgelehnt, ist
von der nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen Behörde zu prüfen, ob dieser noch die Teilnahmevoraus-
setzungen nach Nummer 3.2 erfüllt. Bestehen die Teilnahmevoraussetzungen nicht mehr, ist die Teilnahme an der
Maßnahme unverzüglich zu beenden.

3.4 Vorrang weiterführender Integrationsmaßnahmen

Weiterführende Integrationsmaßnahmen, wie die Teilnahme an einem Sprach- oder Integrationskurs oder an Maß-
nahmen der Arbeitsförderung oder die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung, einer Berufs-
ausbildung oder eines Studiums, haben Vorrang vor einer Zuweisung in eine Flüchtlingsintegrationsmaßnahme nach
dieser Richtlinie (vgl. § 5a Absatz 2 AsylbLG). Entsprechendes gilt für Maßnahmen, die die Leistungsberechtigten auf
die Aufnahme einer beruflichen Ausbildung oder eines Studiums (z. B. Studienkollegs, studienvorbereitende Sprach-
kurse an Hochschulen) vorbereiten sollen. Dies betrifft darüber hinaus auch Bildungsmaßnahmen, die Inhaberinnen und
Inhabern ausländischer Berufsqualifikationen den Berufszugang oder die Feststellung der Gleichwertigkeit dieser Qua-
lifikationen ermöglichen (z. B. Anpassungslehrgänge, berufsbezogene Weiterbildungsangebote, Vorbereitungskurse
auf Kenntnis- oder Eignungsprüfungen und berufsbezogene Sprachkurse). Aus den gleichen Gründen kann die Flücht-
lingsintegrationsmaßnahme vorzeitig beendet werden.
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Ist die Teilnahme an einem Sprach- oder Integrationskurs vorgesehen, ist eine Kombination beider Maßnahmen mög-
lich, soweit der Vorrang der Sprach- bzw. Integrationskurse gewährleistet bleibt.

3.5 Mehraufwandsentschädigung

Teilnehmende an einer Flüchtlingsintegrationsmaßnahme nach dieser Richtlinie erhalten eine pauschalierte Mehrauf-
wandsentschädigung entsprechend der Höhe des Betrags nach § 5 Absatz 2 AsylbLG. Entstehen durch die Teilnahme
höhere notwendige Aufwendungen, z. B. bei den Fahrkosten zur Flüchtlingsintegrationsmaßnahme oder bei den Kosten
der Verpflegung, sind diese gegen Nachweis zu erstatten.

4 Verfahren

4.1 Mittelverteilung

4.1.1 Verteilungsschlüssel

Der Bund stellt die erforderlichen Haushaltsmittel zu Verfügung, deren Verteilung auf die einzelnen Länder sich am
Königsteiner Schlüssel orientiert. Für die regionale Verteilung innerhalb der Länder stimmen die Regionaldirektionen
der Bundesagentur für Arbeit einen Verteilungsschlüssel mit dem jeweiligen Land ab. Dieser Schlüssel hat die länder-
spezifischen Besonderheiten und die Verteilung der potenziell Teilnehmenden nach Nummer 3.2 zu berücksichtigen.

4.1.2 Verteilungsquote

Bei der Mittelverteilung ist sicherzustellen, dass bundesweit und in dem jeweiligen Land der Anteil an „internen“ FIM
nach Nummer 3.1 Buchstabe a grundsätzlich 25 Prozent an allen Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen nicht überschreitet.

4.1.3 Revision

Die Bundesagentur für Arbeit wertet regelmäßig die Teilnehmenden- und Ausgabenstatistiken hinsichtlich der Ressour-
cenauslastung aus. Bei erheblichen Abweichungen zwischen den tatsächlichen Werten und den Vertragsdaten, denen
voraussichtlich nicht in angemessenem Zeitraum abgeholfen werden kann, sind die Verträge anzupassen. Dadurch frei
werdende oder regional noch nicht vertraglich gebundene Haushaltsmittel sind nach Abstimmung der Regionaldirek-
tion der Bundesagentur für Arbeit mit dem jeweiligen Land zunächst im Land neu zu verteilen. Danach noch freie
Haushaltsmittel sind bundesweit dort einzusetzen, wo ein entsprechender zusätzlicher Bedarf besteht.

4.2 Maßnahmeträger

Träger von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen (Maßnahmeträger) sind juristische Personen, die Arbeitsgelegenheiten
nach Nummer 3.1 zur Verfügung stellen:

a) staatliche Träger von Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 AsylG und staatliche Träger vergleichbarer Einrichtungen
sowie staatliche Stellen, die einen Träger mit dem Betrieb einer Aufnahmeeinrichtung nach § 44 AsylG oder einer
vergleichbaren Einrichtung beauftragt haben, zu Nummer 3.1 Buchstabe a,

b) kommunale, staatliche oder gemeinnützige Träger zu Nummer 3.1 Buchstabe b.

4.3 Antragsberechtigte

Antragsberechtigt sind

a) für Arbeitsgelegenheiten nach Nummer 3.1 Buchstabe a („interne“ FIM) die staatlichen Träger nach Nummer 4.2
Buchstabe a,

b) für Arbeitsgelegenheiten nach Nummer 3.1 Buchstabe b („externe“ – zusätzliche – FIM) die nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz sachlich zuständigen Behörden, in deren örtlichem Zuständigkeitsbereich sich die Arbeitsgelegen-
heit befindet.

4.4 Antrag

Der Antrag an die Agentur für Arbeit muss Folgendes enthalten:

a) Angaben zu Art, Inhalt, Anzahl und Umfang der geplanten Arbeitsgelegenheiten sowie Angaben zur etwaigen Ein-
beziehung Dritter,

b) eine Stellungnahme dazu, dass die Arbeitsgelegenheiten von ihrer zeitlichen und räumlichen Ausgestaltung her auf
zumutbare Weise im angestrebten Umfang ausgeübt werden können,

c) Angaben dazu, wie die bei der Durchführung der Arbeitsgelegenheiten festgestellten Kenntnisse und Fähigkeiten der
Teilnehmenden dokumentiert und an die Agentur für Arbeit übermittelt werden, damit diese die Informationen als
Grundlage für weitere Integrationsmaßnahmen im Falle einer Anerkennung des Asylgesuches nutzen kann,

d) bei „externen“ – zusätzlichen – FIM: eine Erklärung des Maßnahmeträgers dazu, dass die zu leistende Arbeit ohne
die Arbeitsgelegenheiten nicht, nicht in diesem Umfang oder nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde.

Der Antrag darf das verfügbare Mittelkontingent nicht überschreiten. Er soll sich an den örtlichen Bedarfen orientieren
und eine ausgewogene Verteilung der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen vorsehen.

4.5 Zusageverfahren

Die Agentur für Arbeit prüft das Vorliegen der formellen Antragsvoraussetzungen nach Nummer 4.4.

Bei der Einrichtung von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen ist der Verwaltungsausschuss der örtlichen Agenturen für
Arbeit einzubeziehen. Der Verwaltungsausschuss kann insbesondere bei der Einrichtung „externer“ FIM eine Stellung-
nahme dazu abgeben, ob die zu leistende Arbeit ohne die Arbeitsgelegenheiten nicht, nicht in diesem Umfang oder
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nicht zu diesem Zeitpunkt verrichtet werden würde (Zusätzlichkeit). Die Agentur für Arbeit entscheidet aufgrund ihres
pflichtgemäßen Ermessens und berücksichtigt dabei die Stellungnahmen des Verwaltungsausschusses.

Die örtlich zuständige Agentur für Arbeit sagt den Antragstellern entsprechend den nach Nummer 4.1 dieser Richtlinie
verfügbaren Haushaltsmitteln Art, Anzahl und Umfang der zur Verfügung gestellten Arbeitsgelegenheiten zu.

Auf Grundlage der Zusage wird ein Vertrag zwischen der Agentur für Arbeit und dem jeweiligen Maßnahmeträger zur
Durchführung der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen geschlossen. Soweit öffentlich-rechtliche Erstattungsansprüche
der Teilnehmenden durch eine fehlerhafte Beurteilung der in Nummer 3.1 Buchstabe b genannten Voraussetzungen
entstehen, ist die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige Behörde davon freizustellen.

Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen werden jeweils für die Dauer von zwölf Monaten zugesagt. Sofern eine Flüchtlings-
integrationsmaßnahme unverändert fortgeführt werden soll, kann ein vereinfachtes Verfahren zur Weiterbewilligung
angewendet werden, indem auf die erneute Beibringung der in Nummer 4.4 Buchstabe a bis c genannten Unterlagen
verzichtet wird.

4.6 Vertrag über die Durchführung von Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen

Die Agentur für Arbeit und der Maßnahmeträger schließen einen Vertrag über die Durchführung der zugesagten Flücht-
lingsintegrationsmaßnahmen.

Darin verpflichtet sich der Maßnahmeträger zu Folgendem:

a) Der Maßnahmeträger stellt die nach Art, Inhalt, Anzahl und Umfang zugesagten Arbeitsgelegenheiten nach Num-
mer 3.1 zur Verfügung.

b) Der Maßnahmeträger unterstützt die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige Behörde bei der Auswahl
geeigneter Teilnehmender. Die Zuweisung selbst erfolgt durch die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständige
Behörde (§ 5a Absatz 1 AsylbLG).

c) Der Maßnahmeträger zahlt die Mehraufwandsentschädigung an die Teilnehmenden aus und rechnet diese gegenüber
der Agentur für Arbeit ab.

d) Der Maßnahmeträger dokumentiert die bei der Durchführung der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen festgestellten
Kenntnisse und Fähigkeiten der Teilnehmenden und übermittelt diese (soweit der Teilnehmende darin einwilligt)
an die Agentur für Arbeit als Grundlage für weitere Integrationsmaßnahmen im Falle einer Anerkennung des Asyl-
gesuches.

e) Der Maßnahmeträger übermittelt die zur Abrechnung der Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen erforderlichen Informa-
tionen an die Agentur für Arbeit.

f) Der Maßnahmeträger teilt der nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zuständigen Behörde unverzüglich mit, falls
ihm zugewiesene Teilnehmende nicht zu einer Flüchtlingsintegrationsmaßnahme erscheinen oder eine begonnene
Flüchtlingsintegrationsmaßnahme abbrechen.

g) Der Maßnahmeträger wirkt an Prüfungen durch die Bundesagentur für Arbeit und den Bundesrechnungshof mit.
Dazu bewahrt er die zahlungsbegründenden Unterlagen fristgemäß auf.

4.7 Kosten

Die Agentur für Arbeit zahlt dem Maßnahmeträger für die Durchführung einer Flüchtlingsintegrationsmaßnahme für
jeden besetzten Platz:

a) eine monatliche Pauschale in Höhe von 85,00 Euro für eine „interne“ FIM nach Nummer 3.1 Buchstabe a und in
Höhe von 250,00 Euro für eine „externe“ – zusätzliche – FIM nach Nummer 3.1 Buchstabe b; ist die Trägerpauschale
für einen vollen Kalendermonat zu zahlen, ist dieser mit 30 Tagen anzusetzen;

b) die für die Mehraufwandsentschädigung der Teilnehmenden tatsächlich verauslagten Kosten.

Die zu zahlenden Kosten werden nach Eingang der Abrechnungsunterlagen im darauf folgenden Monat durch die
Agentur für Arbeit abgerechnet und ausgezahlt. Für die Geltendmachung sämtlicher Erstattungsansprüche gilt eine
Ausschlussfrist von drei Monaten nach Beendigung der jeweiligen Maßnahme.

5 Geltungsdauer

Die Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft und tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2020 außer Kraft.

Berlin, den 20. Juli 2016

Bundesministerium
für Arbeit und Soziales

Im Auftrag
Dr. Nei fer-Porsch
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